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OLG Saarbrücken: Nachweis der erforderlichen Leistungsfähigkeit 

 
Entscheidung vom 05.07.2006 - 1 Verg 6/05 

 
1. Voraussetzung für die Zulässigkeit eines Fortsetzungsfeststellungsantrags ist ein 

Feststellungsinteresse, beispielsweise die nicht auszuschließende Möglichkeit eines 
Schadensersatzanspruches des Bieters oder eine drohende Wiederholungsgefahr. 

 
2. Zur Abgrenzung zwischen einem ernsthaften Nachverlangen von 

Eignungsnachweisen und einer bloßen Nachfrage. 
 
3. In einer Ausschreibung kann nicht gefordert werden, dass der Bieter bereits zum 

Zeitpunkt der Abgabe des Angebots über das nötige Personal, Material etc. verfügt. 
Er muss jedoch darlegen, dass er sich für den Fall der Beauftragung die nötigen 
Mittel verschaffen kann. 

 
4. Zu der Frage, wie ein solcher Nachweis geführt werden muss. 
 
 

OLG Saarbrücken: Angebot mit Vergütungsvorbehalt - Ausschluss! 
 

Entscheidung vom 05.07.2006 - 1 Verg 1/06 
 
1. Enthält das Angebot eines Bieters nicht - insgesamt - die geforderten Preisangaben, 

ist das Angebot gemäß § 25 Nr. 1 Abs. 1 a VOL/A von der Wertung auszuschließen. 
 
2. Gleiches gilt auch, wenn das Angebot einen Vergütungsvorbehalt in Form einer 

Gleitklausel enthält, denn hierdurch werden die Preisangaben, soweit sie zukünftig 
zu erbringende Leistungen betreffen, relativiert, da insoweit keine konkrete 
Festlegung erfolgt. 

 
3. Die Prüfungspflicht der Vergabekammer ist nicht durch den Antrag des Antragstellers 

beschränkt, sie muss jedoch im Rahmen des auf Nachprüfung gerichteten Antrags 
des Antragstellers liegen. 

 
4. Es ist unerheblich, in welchem Stadium der Angebotswertung der zwingende 

Ausschlussgrund "auffällt"; er kann und muss jederzeit berücksichtigt werden. 
 
 

OLG Koblenz: Anforderung an Nebenangebote für die Wertung 
 

Entscheidung vom 31.05.2006 - 1 Verg 3/06 
 
1. Lässt der Auftraggeber Nebenangebote zu, muss er den Bietern dazu in den 

Verdingungsunterlagen bestimmte Vorgaben an Hand geben und darf 
Nebenangebote in der Wertung nur berücksichtigen, wenn sie diesen Vorgaben 
gerecht werden. 

 
2. Das Aufstellen rein formaler Wertungsvoraussetzungen für Nebenangebote reicht 

nicht aus, erforderlich sind leistungsbezogene, d.h. sachlich-technische Vorgaben. 
 
3. Fehlt die Vorgabe solcher Mindestanforderungen dürfen abgegebene 

Nebenangebote nicht gewertet werden, und zwar selbst dann nicht, wenn sie in der 
Ausschreibung für zulässig, bzw. nicht für unzulässig erklärt worden sind. 
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4. Ein Beigeladener als Beschwerdeführer kann nicht im Beschwerdeverfahren 
erstmals Eingriffe in das Vergabeverfahren verlangen, die einzig und allein der 
Durchsetzung seiner subjektiven Rechte als Bieter dienen sollen und zugleich im 
Widerspruch zu den subjektiven Rechten des Antragstellers stehen. 

 
 

VK Nordbayern: Wertung einer Alternativposition 
 

Entscheidung vom 23.05.2006 - 21.VK-3194-16/06 
 
1. Berücksichtigt der Auftraggeber bei der Wertung nicht alle bekannt gegebenen 

Kriterien, ist der Transparenz- und Gleichbehandlungsgrundsatz nach § 97 Abs. 1, 2 
GWB verletzt. 

 
2. Bei der Angebotswertung dürfen nur solche Kriterien berücksichtigt werden, die in 

der Bekanntmachung oder in den Verdingungsunterlagen genannt sind. Umgekehrt 
bedeutet dies, dass der Auftraggeber auch verpflichtet ist, alle bekannt gemachten 
Zuschlagskriterien auf die Angebote anzuwenden. 


